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Das Ende des Amtes des Amtsvormundes

Sachverhalt

Meine Arbeitsstelle werde ich mit drei weiteren KollegInnen per 31.12.02 verlassen. Nun habe ich zwar Hinweise zu obigem Thema in den Kursunterlagen zum NDK Vormundschaftliche Mandate gefunden. Da aber unser Chef sehr genau wissen will, welchen Artikel bei Kündigung zum Zuge kommt habe ich die Frage an Dich, ob sich diese Ausgangslage dabei auf Art. 441 ZGB in Bezug der Handlungsunfähigkeit (kein Zugang mehr zur Infrastruktur des Arbeitsplatzes und Akten), oder  Art. 444 ZGB  bezieht?
Ist es nötig, dass der Übergabebericht der VB vorgelegt werden muss?
 

Erwägungen

1. Das ZGB regelt die Frage nicht, was für das Dienstende des Amtsvormundes gelte. Das bedeutet, dass der Amtsvormund grundsätzlich an die selben Vorschriften gebunden ist wie Privatvormunde: Bevor er sein Amt abgibt, muss die Vormundschaftsbehörde eine Nachfolgeregelung treffen und den abtretenden Vormund auf den Zeitpunkt der Mandatsübergabe einladen, einen Schlussbericht und eine Schlussrechnung vorzulegen. Dieser Schlussbericht mit Schlussrechnung kann erst ab Übergabedatum erstellt werden, d.h. ab Zeitpunkt, da die Weiterführungspflicht entfällt (Art. 444 ZGB).


2. Wenn dieses Verfahren während der Kündigungsfrist des Amtsvormundes abgewickelt werden kann, ergeben sich keine Probleme. Verlässt der abtretende Amtsvormund seine Arbeitsstelle aber vor der Amtsübernahme des Nachfolgers beziehungsweise vor Ablegen sämtlicher Schlussberichte und Schlussrechnungen, ergeben sich unlösbare Probleme:

a. Zum einen ist ein Weggang meistens mit einem Stellenwechsel verbunden. Es versteht sich von selbst, dass selbst über kurze Zeit die Aufgaben und Verantwortlichkeiten für zwei volle Betreuungspensen nicht übernommen werden können.

b. Selbst wenn man dies einem abtretenden Amtsvormund zumuten wollte, kann er dies rein praktisch nicht, weil er die Akten am alten Arbeitsort zurücklassen muss, keinen Zugang mehr hat zu rückwärtigen Diensten (Sekretariat, Buchhaltung, Informatik etc.) und von den Daten der alten Stellen abgekoppelt wird (z.B. Verlust eines passwortgeschützten Zugangs zu den ICT-bearbeiteten Daten).

c. Es ergeben sich auch arbeitsrechtliche Probleme: Ein Amtsvormund hat die unbeschränkte und bedingungslose Möglichkeit, seine Stelle zu kündigen. Er wird für seine Leistungen bis Ende Arbeitsverhältnis entlöhnt und nicht bis zum allfälligen, aus dem Zivilrecht herzuleitenden Amtsende einer möglicherweise sehr hohen Anzahl von vormundschaftlichen Mandaten.


3. Aus dem Gesagten erhellt, dass sich aus der gesetzlichen Regelung eine sinnwidrige und nicht praktikable Lösung ergibt. Es handelt sich offensichtlich um eine unechte (rechtspolitische) Gesetzeslücke, weil das Gesetz zwar eine Lösung zur Frage des Amtsendes enthält, diese mit Bezug auf die professionellen Mandatsträger, welche unter einem Dienstverhältnis stehen, aber nicht zu einem sinnvollen und befriedigenden Ergebnis führt und das Gesetz in der sich stellenden Frage deshalb als krass unvollkommen anzusehen ist (BGE 123 III 448). Deshalb muss auch in solchen Fällen genau gleich wie im Fall, da das Gesetz überhaupt keine Antwort enthält, gestützt auf Art. 1 Abs. 2 ZGB eine der gesetzgeberischen Intention entsprechende Lösung gefunden werden
. Es handelt sich dabei um eine Lücke im Bundeszivilrecht, weil die Kantone, auch wenn sie nebst den Gemeinden oder andern öffentlichrechtlichen Trägern verantwortlich sind für die Schaffung, Ausgestaltung und den Betrieb professioneller Dienste zur Führung von vormundschaftlichen Mandaten, keine Kompetenz hätten, die Amtsübergabe bei Amtsvormunden zu regeln.


4. Hinweise, wie das Problem zu lösen sei, sind kaum zu finden. Es lässt sich nur in analoger Handhabung des Falles, da ein Amtsvormund handlungsunfähig geworden ist, auf Art. 441 ZGB abstützen. Zwar bestreitet Geiser
 wohl zutreffend, dass das Amt nicht mit dem Ende der Beamtung von Gesetzes wegen erlösche, sondern erst durch Beschluss der Vormundschaftsbehörde, weshalb der Kündigende rechtzeitig Antrag stellen muss um Übertragung der geführten Mandate. Dazu gehört selbstverständlich auch pro Mandat wenigstens die Unterbreitung eines Kurzberichtes. Reagiert die Vormundschaftsbehörde aber nicht rechtzeitig, oder stehen der Vormundschaftsbehörde gar keine Mandatsträger zur Verfügung, kann die Konsequenz aus rein praktischen Gründen wie oben geschildert nicht darin liegen, dass der Kündigende seine Betreuungsverantwortung für alle Mandate über die Kündigungszeit hinaus mitnehmen muss. Vielmehr trifft diesfalls die Trägerorganisation die entscheidende Verantwortung, mit der Vormundschaftsbehörde eine Lösung zu finden, damit die Interessen der anvertrauten Personen gewahrt bleiben
. In diese Richtung dürfte auch das revidierte Vormundschaftsrecht zielen, wenn vorgesehen wird, dass bei Verhinderung einer Betreuungsperson die Vormundschaftsbehörde eine Ersatzperson ernennen oder die Angelegenheit selber erledigen müsse.

Sind die Interessen anvertrauter Personen durch den Betreuerwechsel nicht gewahrt, so muss heute die Vormundschaftsbehörde die nötigen Massregeln treffen
, was z.B. darin bestehen kann, vorübergehend besonders qualifizierte Fachstellen, Treuhänder etc. zu beauftragen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 10.11.2002
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